
BESCHEINIGUNG NACH

181AktG

Die in dem nachstehenden Gesellschaftsvertrag geänderten Bestimmungen

stimmen mit dem im Hauptversammlungsbeschluss vom 24.04.2024 (UVZ-Nr.

161/2024) über die Änderung des Gesellschaftsvertrages und die

unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister

eingereichten vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages überein.

Duisburg, 05. Juni 2024
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Bekanntmachungen
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W. Grundka^tal und Aktien

$4
Orun<UM|riia»

(1) .DahstSdlTJta^rG^ beträet € 860. 239,00 (in Worten: EURO
ss^ww"^:=wz^°"^^^.^

m OwGri^tapManBwltehdesFomnwchscte
9wa»w*>sft wunto dureh SacheJnl^en i

vonrtfterGmbMftiefrw/Udton-

a) Dr. Han Hwnam Sehntet
b) Or. VoflterBddecfcer

c) Or. CtiTOüaanVctwl

d)OW(Efemann
e) MarouaGf^at

0 JQiynVafw^

0) U. C.A. Aktteflflwetbchaft

30.150 Slflckaktton

IS. lSOStOduWfen

t&WSUctaktten
23.WOStOekak(ten

<S.OOOS№cka<dten
15.000 Sfflcfnkfen

21.200 Stöckaldjen
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h) MteroVentureGmbH&CoKGaA

Beteittgu^i^ieseltechaft 6.000 StOckaktten.

Sto Sacheintagen wuptten (n votter Höhe dadurch erbracht, dass die BnMn.
flenden ate dto atolnlgen Geseflschafter dfe NanoFocus Masstechnik GmbH
mit dem Sttz in Ouisbwg fonnwechselnd nach den §§ 160 ff. UmwG ft» die
Rechtsftirm der AktfsngeseBschaft uffigewandet haben. Dte bishertgen Ge.
schäflsantsHe der Gewltechafter der GmfaH wunfen zum Gnmdtapäal der
AMiangeaeifschaft.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. August
2025 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehnnals um bis zu insgesamt
€ 3. 686. 740,00 durch ein- odermehnnalige Ausgabe von insgesamt bis zu 3. 686.740
neuen, auf den Inhaber laiitenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand ist
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre
in den folgenden Fällen ganz oder teüweise auszuschließen:

• zum Ausgleich von SpitzenbetrSgen;

• wenn die Ki^italerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien,
für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag
des Grundkapitals 10 % bezogm sowohl auf den Zeitpunkt dieser Beschlussfassung
als auch zum Zeitpunkt der Ausgäbe der neuen Akäen vorhandenen Grundkapitals
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der
bereits in den Handel einbezogeaen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum
Zeitpunkt der Festlegung des endgültige Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht
wesesndich un Sinne der §§ 203 Abs. (l) und (2), 186 Abs. (3) Satz 4 AktG
unterschreitet; bei der Berechnung der 10%-Grenze ist der anteilige Betrag am
Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, die
seit dem 12. August 2020 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss ganäß oda-
entsprechend § 186 Abs. (3) Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wordffi smd.
Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebdrag bei Übernahme, der neuen
Aktien durch einen EmissionsnüttlCT unter gleichzeitiger Vapflichhing des
Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft
bestimmten Dritten zum Erwerb axizubieten, der Betrag, der von dem oder den
Dritten zu zahlen ist;
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• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewähnmg von
Aküen zum Zweck des Erwa-bs von UntMnehmea, Untemehmensteilen oder
Beteiligungen an Unternehmen;

• wenn die Aktien Arbeitaehmem der Gesellschaft und/ oder Arbeitnehmern eines

mit der Geseüschaft verbundenen Unternehmens im Siime von § 15 AktG zum
Erwerb angeboten oder auf sie übertragen werden. Die neuen Aktiai können dabei
auch an ein geeignetes Kreditinstitut ausgegeben werden, das die Aktien mit der
Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich an die hiernach begünstigten Personen
wdterzugeben. Die Anzahl der so unta- Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebaien
Aktien darf 2% des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im
Zeitpunkt des Wüksamwerdeüs noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser
Eitnächtigung;

• soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigem der von der
Gesellschaft oder ihren Konzemgesellschaften ausgegebenen
Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrcchten bzw. -pflichten ein
Bezugsrecht auf neue AJctien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach
Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer
Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital
2020 festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien
gemäß § 186 Absatz 5 AktG von einem Kreditinstitut oder nach § 53 Abs. (l) Satz l
oder § 53b Abs. (l) Satz l oder Abs. (7) KWG tätigen Unternehmen mit der
Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder
teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital
2020 oder nach Ablauf der Ennächtigungsftist entsprechend dem Umfang der
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020 anzupassen.
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(4) entfällt eisatzlos

(5) entfiltt eraatzlos

(6) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 3. 186. 740,00 durch Ausgabe
von bis zu 3. 186. 740 neuen, auf den fohaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen
Betrag des Gnmdkapitals von je EUR 1,00 bedingt erfaöht (Bedingtes Kapital 2020).
Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie
(i) die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungsrechten oder Optionsschemea, die
gemäß den von der Gesellschaft oder von unter der Leitung da- Gesellschaft stehenden
KonzemuntCTndunai aufgrund des Ennächtigungsbesdilusses der Hauptversammlung
vom 12. August 2020 bis zum 11. August 2025 ausgegebenen Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen b^tehen bzw. diesen beigefögt sind, von üiren
Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machai öde-
(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesellschaft
oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden Konzemuntanehmen aufgrund
des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. August 2020 bis zum
11. August 2025 ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen ihre Pflicht zur
Wandlung CTfullen, in den Fällen (i) und (ii) jeweils soweit nicht eigene Aktien zur
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe dw neueo Aktien erfolgt zu dem nach
Maßgabe des vorstrfiend bezeichneten Ennächtigungsbeschlusses jeweils zu
bestimmenden Wandlungs- bzw. Qptionspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn
des Geschäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von Wandluags- bzw.
Optionsrechtea oder durch die Erfüllung von Waudlungspflichten ausgegeben werden,
am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermäditigt, mit Zustimmung des Aufeichtsrats die
weiteren Einzelheiten der Durchffihnmg der bedingten Kqpitalerhöhung festzusetzen.

(7)
entfallt ersatzlos
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fll. Der Vorstand
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mengtechheft g(bt dto Stimme dw VorstoBwfen den AuMchtog.'

• Milgl^em <^ von^, s,od schrifB^ ofer^rt^ ateuscftfl^W Mit den
ßen.

§9
Geschfiftstöhrung und Vrtwtung ttor GaTOffschaft

(1) D^BBdar do» VonrtarKfs haben dte G,<cMftB der Ge^fechafl nac. Matt.
^^T..""8"™"'. ''" •SMd»'«^"0 «r *"^'^:Z
Geschäfeverteffunasptens soivfe desjewdlfeen Otonsh^rtrageszu'^"" '
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(3) Der Aufetehtorat kann Mieder des ^

^".°lAdwTt„kmn"""" '"Bm"»1«-« ̂  -«• a-№7b^„»^
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W. DerAufelchterat

§9
Swammenaetzung und Amtwteuw

(1) t^rjr^ "MWMfem-db - --WM -
w^l'^.̂ WM^'w№M^^^e»^»^
^^m^M^M.Enwwa tt dM •^•o. '.««^'^'
B^d^^t°^-t^M^6»M^^^^''^
^^.'''ilw'^.^AMS^^^'^^'^^
äwBewöl9un9. derH^t^a^u"9, dfe überdto Enüartuno^'a^ai"
^e, ao, «<«,. a«cnu^ t»«»wt s^wi.a.n.whT^
Iteh.
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(3) Gtefetaeffig m» den ontenlffchon AufychtsratemiWtedem können ffirein oder für
mehrere ̂ ^^^^sr^w^e^^WB^^^^.Ste

.

!fehterabl wann Aufe'chteratem»91^er, ate deren ErBaton^tederstege^'hK
wu'tfe"'..vor Abtauf der Amtozeft aus dem Aufetehte^ ausscheMen. Tritt'ein E,.'
satan^ed andfe Stete des Ausgeschfedenen. so erffecht sefn Amt. fsHsln el.
w^foOenden Hauptven^mnrfung „geh EfnWU des Eniabfaltes ̂  Ne^hl
^denA;?e8chtedewn sta(tffn<tet mft Beend^ ̂r ̂uptve^n;^
anderenfeltemttAWauf der resfltehen Amtszeit des Ausgeschtedwien.

(4) W^ on Aufei^tsm^ted anstetta eines ausgeschtedanen MWs ge.
.
T't:.so.be8teht. 8efn Amt /ür dfln Rest dCT Amt^^ des au^eld^,
M^lfeds fort. Solfdte Nachwahl »reir. w^füg ausgeschiedeoesM^ted^'
Aufetehtsrate d„Au3sche?den eines "achgartiddenE/8aton»gU^''^e'a
ab^ebdlBn1^über dte Nachwahl eiwr Mehrhert wn drei~vte<^^<

(5) Jedes AufslcWsratsmHgted kann sein Amt unter Efnhaftung einer Frist von drd
Momten^egen. Die Niederung muss durch sch^che EMän^ fle"-'
genüber dem Vorstand uoter Benachricht^ung des Vorsteenden dea Aufefcte.
rate ertölgen. Das Recht zurAmtentederiegung aus ̂cht?flem Gn,nd Meltrt'h^

§10

Vorstannder und Stollwrtroter
(1) D^AufstoNsmtwähtt in dere^ten Steung nach seiner Wah, aus seiner Mitte

wlen_voreftMndmündeInen oder mehrere Ste^rt^er. Ote Wah» erfolgt"^
dte Amtsdauer d.r G^ähtten oder e<nen kü^/en ̂ Aufetehts^t ̂nTmte'n

Stmd:! 0.08.201 ?•
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Zeiüaum. Unter mehreren Steftvertretom flffl dfe bei ihrer Wahl bs^mmte Rw

(2) Scheide» der Vorsitzende oder einer seiner Stelhwlreter vo^Wg aus dem Anrt
aus. so hat der Aufefchtsral unveizugtfch efne Neuwahl für dte restliche Amtszeit
desAusgewhiedenen votzunehmen.

s«
Sttzunffen des Aufofchtsrafs

(1) Die Steungen des Aufslchterate wrrfen duroh <ten Vo»^zenden des Aufs.-chte.
rate mit einer Frtst von M Tagen »chrifffich einberufen. Be( der Be^chnung d^
Frist werten der Tsfl der Atoendung der EMsdung und der Tag der Steung
nicht mitgerechnet, (n dringenden Falten kann der Vorateende dte» Frist an.
gemessen verkürzen und mündtfch. fenvnOndlich. schrifflfch mittete etektron,.
scher Afedfen <z. B. E-Mail) Bfnborufen.

(2) M^Einbenrfüng <s< die Tageso/tfnur» mteute/ten. »st dfe Tagesoidnung
nicht o^ungsgemäfl angekündigt worfen, darf hieröbcr nur beBctossen wer'

(3) Ole Steungen des Aufefchtsrate haben wen^ens einmal p^ Katenden^rtcX.

§12
Beschlüsse des Aufaichtsrats

(1) Beschlüsse des Aufsfchtsmte werden fn der Reg« in Steungen gefasst Außer.
hatown Soffen können auf Anordnung des Vorsiteenden des Aufsfchtsrate
schriftt-che. fernschriftliche oder femmündHche Beschtyssfessungen oder ^

Stand: 40.00.20l?
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schfösse durch e(ek(mrische Medfen erfolgen. wenn tefn Mrttffed dfesem Ver.
fahren fnnerfulb einer vom Vorluden bwBnmten angemessenen Frist'^
deraprfcht. über sotehe Beschüsse w?rd vom Voreteenden unveizüfllich'efne
schrfftfiche Niederschrift ersteWt und aten MHgtIedem zugeteftet. Fflr Ateffm^
•nungen außerhalb von Sitzungen gelten dte nachstehenden Bestimmungen
entsprechend.

(2) Ein Mitglied nfmmt auch dann,

Abstimmung der Stfrnme entnält
an der Beschlussfassung ted. wenn es sich in der

(3) Beschiß des Auftrichterats wrden, so^ft das Gesetz nfcht zwingend etwas
anderes besffmmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Summen getesst
Dabei gBt Sünimenthattung nfchl ats Stimmabflabe. Bei Wahten genügt die ^
hättnfsmäß^e Meiert. Bei SUmiwnateichhe» gibt dfe Stimme des Vorefaen.
den des Au/slchterats den Ausschlag; dtes gilt auch bei Wahlen.

W Der Aufefchtsretsvorsiteende fei emiächtfgt. im Namen des Aufsfehtsrats die zur
DurcWührung der Beschlösse des Aufefchterats erfonterifeben Wiltenseridärun.

(S) Oberste Vertandfungen und Beschlüsse de<» Aufeichtsrato s?nd Ntedeischriffen

arBuferflgan. d(e vom Vonteenden der Steung oder bei Abstimmurwn außer.
halb von Staungen wm Leiter der Ab«rt(mmung zu unterzefehnen stoä.

§13
Geschäftsordnung

Der Au/sfchtsrat setzt <m Rahmen von Gesee und Satzung seine Geschäftsortnung

Stand; lW»i29l9
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S 14
Vörgötong

(1) Dfe Mitfl»fadef dw Aufeichterats whaten tör Jedes wlte Geschäft^ahr ibrer Zu.
gehScüksft zum Auftifchbnat efne AufMandsentechädüung in Höhe wn netto €
10.000.-. zahlbar nach Ablauf das GeschäftsjBh»®«. Der Itostesnde erhält das
«topiwfte. der stelhwtretonde Wwsteende das elhdhhalbfeche dfeses Betrags.
Aufefchtsnrtsmftofeder, dte dem Aufctehtwat nteht wähfwid dne» voBen Ge-
schäftsjahiw angehört haben, eiftatten die Vergöhjng entsp»®c»»nd dar Dauer
ihrer AufetehfwBteajgehörtetoll. Zusätzlich «haften dte Aufsichtsntwnngffeder
efn SteungsgeU törjedö AufefchtentosHzung hi Höhe wn € 250-, der Voisft.
zende ertiäft das Doppelte d^ SUzungsffeües je Aufetehtefatsdtzung. Die Ge-
wNschaft bägt «to Kosten efner Vemiögensschadentiaflpflfchtvarefcharung för
dto Aufelcht8»a(smftg»{eder.

(2) Die Mftgfieder des Autsfdrtsrats erhalten femar Eraatz aller Austagen sowjg Er-
satz der etwa ihm Ve»gütung und Auslagen entoftonden Umsatzsteuer.

(3) § 113Atw. z AktG btefbt unberührt.

DerAufafehtsratist

fen, zu beschUeSen.

S 15
Safaun dTungen

betugt. Änderungen der Satzung, die nur (teren Fassung tetref-

VI. Die Hauptversammlung

S l®

oa)DCTVOrstmd. ist emlächti8t w™sehen, dass die Hauptversammlungen der Gesellschaft, die bis zum Ablauf des 22.
August 2028 stattfinden, ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer"Bevolknächtigten-am(
abgehalten werden (virtuelle Hauptvereammlung).
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Ort und Efnberuhmg
fl) ̂ "a^tvwar^uno findet am Ste der GeseBBChaftodernachWahtdesefn.

isn
Wtlw{sm9^^^^^^0tte^DerOrt^fn^rB^n^be^

(2) Die Einberufung de. Hauptv™n, l.ng erfolgt durch Bekanntn,achung in. Bundesanzeiger.
Für die Ebrtwufungsftfst ßeften die oesec».

chen VonchriSen. § 121 Abs. 4 AWG btoibt unberilhrt.

(3) Oto Hauptvenammfang. dfe über dte Enttestung vw. Vorstond «nd Auftfchterat.
über dto <3winnwwndüflg uhd .sowft effwderiteh. Ober die Festetoffuf»~des'

(4)

Jahmal»sch»usse8 be^eflt (ortenCfche Hauptversamnriung), rhdet'<n,wtelb
der erefen acht Monate eines Jeden Geschäto|ahn» «att.

entfallt ersatzjos

S 17

Teilnahme an derHauptvenammlung
(1) ZurTeiJnahmoan der Hayptvwsammfung und zur Ausübte des Sfimm»chte

dnd nur d«(jenigen Aktfonäw berechNgt. dte srich fr» Tex(tom(S 126 b BGB) fn
deutecher odwengUscher Sp<ache angemeWet haben. Ofe MmaU^ mues'
der GeselKchaft unter der In der E&.twufung Werfflr milgetetten Adresse sp^
teäansi

Stand:+O. OOJ!017-
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(2) Di® Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Teilnahme an der
Hauptvcarsaimnlung und zur Ausübung des Stünmrechts nadhzuweisen. Dafür reicht die
Vorlag eines m Textfimn (§ 126 b BOB) CTStelIten Nachweises über den Anteüsbesitz
durch das dcpotfBhrende Institut odw der Nachweis des Anteüsfcesitzes in Textfoim dunäi

dai Letzrintennediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Derjeweaige Nachweis hat sich auf
den Geschäftsschluss des 22. TagBS vor der HauptvCTsammluag zu beziehai und muss der

CteseITschalt unter der in der Einberufung MerfQr mitgeteilten Adresse mindestais sechs
Tage vor der Hauptversammlung zugehai, woba der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung nidit mitzureclmen sind.

(3) In der Snbaruftaig kam dne kfiaere. bi Tagen zu bemessende Frist (ör den
Zugang der Anmetrfuno nach Absat l und dw MachwBfees des AntoBd»wtaw

nach Ab»ate2 w<gesehen wwden.

(4) DerVofBtai^totOTnäcMlgtvonusehen. dassAMtonäman^erHaupIwnan^
lüng auch ohne Anweeenhe» an (tonn 0»t und ohne einen BevonmächBgton
teflheftmen und sänrtBche odw eftuebw Biror Rechte ganz oder tdhwhe Im

Wege etoMroftiBchw Ktommunfftation auaöben Rftnnm (Onnne.Tetfnatwne)i Der
Vtontand Ist auch enn?cWBt, <Ue EtmeffteMfl»» zum Ve»fah»en ni brifen. DIew

werten n^ dw Bnbenri^ der Hauptwaammhmg beltUWN gem^

(5) Aufeichtsratsmitglieten ist in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter die Teilnahme an der Hauptversammlung im
Wege der Ton- und Bildubertragung in den Fällen ausnahmsweise gestattet, in dmcn sie diaistlich bedingt veAmdert süid
oder mit erheblichem Zrit- oder Kostenaufwand verbundene Rdsai saun Ort der Hauptversammlung in Kauf ndunai
müssten. Im Fall der virtuellen Hauptversammlung ohne physische Präsenz d» Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigtai am
Ort der Hauph'ersanunlung ist den Aufaichtsratsmitglieda-n genewll die Teilnahme im Wege der Bild- und Tonübertragung
gestaltet
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SUmmwcht

(I) Jede Aktie gewährt in der Hauphwrsammhing dne Stfrmne.

(2) Das SUmmrecht kann durch Bevoßmächligte ausgeübt wenton. Die Ertoffunfl

von Votbnachtw. die ntoht an eh KpedWnaUtut oder efne Aköonärsvwaftrtgww

oder eine amtere der in § 135 AUG gtetehgssteltten tnstltuäonen oder Personen

«ieffi wenten. <ter Wldenuy dieser VoKmachten und der Nachwate der Bewfr

Stand: M08.20rr
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mächtfgung gegenüber der Geseftechafl DedörfBn datial der Textfonn (126 b
BGS). Dte Ehzeffieften für de Erteflung der Vfelhnacht und dto ObwnitWung <tes
Nachtwtee» wwden zusammen mit der Efntwmftjng cter HayptvereamnriUno be.
tonnt gemacht. In der Efrtberufang der Hauptwmamnrfung können (Br dte &te(.
hmg. den Widwrufund/bderda»» Nachwrte der Votfmacht Erfeichterungen fürdto
Fontwiahning bMBmmt wanten.

(3) Der Vomtand ist ennächflBt. wausefien, dass Akttonäre Ihm SBmmm. auch
ohne an <fer Vmamntiung teazune»»nen. schriftltcb oder un Weo» afektooni.
scher Komniunikation abgeben dfafen (Briefimhl), Der Vo»stand tel aifch er-
mächBgt, dto BnzeUieiten zum VwWhrw m trefliBn. Dfeae wenten mft der ßn-
berufiing der Hauptveraamnrfung bekannt gwnachfc

S 19
Vorstetod rHauptvwsammlun

(l) Den Vorsitz in der Hauptversammlung SSbrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats und, faUs er
den Vorsitz nicht übernimmt, sem Stellveitreter. Wenn auch der Stellvertreter den Vorsitz
nicht übernimmt, wird der Versammlungsleiter entweder durch Beschluss des Au&ichtsrats
oder - faUs aurfi ein solcher nicht vorliegt - durch Wahl der in der Hauptversammlung
anwesenden Aufeichtsratsmitglieder mit einfacher MefaAeit der Stünmen gewählt. Wählbar
smd sowohl Mitglieder des Aufsichtsrats als auch Dritte. Sofern nach diesen Regelungen keu
Versammlungsleiter gewählt worden ist, wird der Versaaamlungsleiter durch die
Hauptversammlung gewählt.

(2) Der VofBtteende to»et dte Verhandkingsn und bestimmt dto Relhenfoige, <n der
die Geganstände der Tagesordnung ertedlgt weiden, sowto die Fern der Ab.
stfmmunfl.

(3)Der Vorsifcsende kann das Frag^, Nachfrage- und Rederecht der Aktionäre angemessen beschränken und Näheres hierzu
neader

der Aussprache zudai Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Frage-, Nachfrage- und RedAat
angemessen^fotsetzen. Bei der Festlegung der für den einzekien Frag^, Nachfiag^'und Redebatrag zur
stehmden Zeh kann der Vereanunlungsleiter zwischen erster und wiedeAolter" Wortmeldung "und nach'wei^
sachgerechten Kriterien unterscheiden.

Stand: J0.08.MI?.
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zeitlich angamessenen Rahmen für <ten ganzen Hauptwreflinmlungswrfauf, für

einzelne Tagesoidnungs»H»nkte oder förden einzelnen Redner festeirfegen.

<4) Der Vereammkingsteiter Ist ennächtigt. dte Blid- undAnter Tonübertragung der

Hauptversammlung fr> einer von fhm näher ai bestimmenden Weise zuzufassen.

Dte Übertragung kann auch in einer Form eribfgen. zu der dte öffentlichkeft un-
eingeschränkt Zugar^i hat.

§20

Bwchluwfas ng

(1) Dte HayptvereamiTrfung fast Ihre Beschlüsse m(t einfacher Mehrtwtt der abg®.
gebenen SUmmen und, sowefl eine Kapltabnehrtieft ertbnteriich ist. mit einfacher

Mehrheit des bei der Beschlussfesaung vertretenen Grundkapltate, eoweft nicht
das Gesetz oder die Sataing zwingend etwas anderes vorschreiben.

(2) Wird be» einer Wart im ersten Wahl&ang einä dnfache Stimmenmehihea nicht

erreicht, so findet etne engem Wahl unter den Pereonen statt, denen dte bekton

höchsten Stbnmenzahten zugefallen sind. Bei der engeren Wahl entscheidet die
höchste Sffdwnenzahl. bei SttnmengtetehheB das durch den Vorsil^nden zu
ztehende Los.

S 21
Ntoderachrlft über die Hauptvareamnifung

(1) CTe Niederschrift hat för die Aktionäre sowohl unterotnander ate auch in Bezle.

hung auf ihre Vertreter volle Bewefekraft.

(2) Der Vorstand hat in der Hauptvefsammlur^ ein Veizeichnis der erechtonenen

oder vertretenen Aktionäre und der Vertr&tw von Aktionären mft Angabe ihres
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Namens und Wohnorts sowie dar Anzahl der von fhoen vertretenen Aktien auf.

zustelten. Das Veraelchnte ist vor der erelan Atwtlmmung allen Tejfriehmem zu-
gängtlch zu machen.

(3) Der Vorstand hat jedem Aktfonär auf Verfangen bte zu zwei Jahre nach der

Hauptvereammfung Einsicht In das TeffnehmsrwtzetehrKs zu gevvähren.

VII. Jahresabschluss

§22

Jahresabschluss

(1} Der Vorstand hat Innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschfuss (8»-
tanz nebst Gewinn, und Vertustredinung sowie Anhang) und den Lagebericht

aufewtetten und dem vom Aufefchtsrat zur P»ü/ung besuftregten Absch(ussp»ü-
fer vorzulegen.

(2) Der Aufstchtsrat hat den Jahwsabschluss. den Lasebericht des Vorstands und

den Vorechlag (ur die Venwndung des Bitons^evrinna zu prüfen und über das

Ergetwite seher Prüfung sch»f(Uich an dto Hauptvareammlung zu berichten. Er

hat seinen Bsrfcht innerhalb eines Monate, nachdem ihm die Vortagen zuge-
gangen sind, dem Vorstand zuzuteKen. BilUgt der Aufetehtsrat nach Präfüng den
Jahresabschkjss. ist dieser feB^esteltfc

§23

Gewlnnwrwendung

(1} Für die Gewinnvemwvhing gelten dte gesetzffchen Bestimmungen. In ®(nem
Kapilaterhöhungsbeschluss kann dfe GswfnnverteUung neuer AWen abwef-

chend von § 60 Abs. 2 Satz 3 des Akttengesetzes festgesetzt werten.
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(2) Vorstand und Aufofchtsrat sind ermäch^gt, bei der Feststelkfl^» des Jahresab-

Schlusses Us zu 80 % des Jahresübenschusses, der nach Abzug der In die ge-

setzlfche Rücklage elnzusteüenden Beträge und eines Vertusfvortnags wrtrienM.

in andere Gewlnnrucklagen einzustetton. Ole Bnsteflunfl (st ntaht zulasse, so-

weit die anderen Gewhinröcklagen nach der Etnstoflunfl dte Hälfte des Gnmd-

kflpitats übemteloen würden.

VIII. Schlussbesämmungeit

S24
Gründungsaufwand

Der Gründungsauftvand (Gebühren von Motor und Gericht, Kosten des Druckes von

Attüonurkunden. Kosten der VeroffenlHchung und des Gründungspriifere) wrtrd mit

Insgesamt bis zu € 10. 000.- festgesetd un<t von der Gesellschaft gatraflen.

§25

Salvatorische Klausel

Sollten Bestimmungen dieser Satzung rechteunwirksam sefn oder werden, so wird

die Wfriraamkett deröfcr^er» Bedtmmungen hiervon nicht berührt.

Wenn sich reflelungsbedürfb'ge Lu(*en oder Wkiersprüche in dieser Satzung her-

aussteWwi sollten, so Bind die Bestimmungen unter Berückslchtigui^ von TPBU und

Glauben so auszuführen oder auszulogen. wto dte BeteUiflten es getan hätten, wenn

sie die Lücke oder den Widerepruch erkannt hätten.
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